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IMündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gescliäftsordnung (Fragestunde) 
für die 220, Sitzung des Deutschen Bundestages am 

26. Juni 1952 


1. Abgeordneter Ist es richtig, daß geplant ist, die Bundesbahn-Hauptver- 

Dr. Becker waltung von Offenbach in den Raum von Köln 

(Hcrsfeld) zu verlegen ? 

Bejahendenfalls: Welche Bundesverwaltungen sollen 
eigentlich nicht in den Raum Bonn-Köln kommen, und 
hält die Bundesregierung den Raum Bonn-Köln etwa 
für den Mittelpunkt der Bundesrepublik? 

2. Abgeordneter Ist der Herr Bundesminister des Innern angesichts der 
Dr. Wuermeliiig von allen größeren Parteien vertretenen grundsätzlichen 

Auffassung bereit, die Erste Durchführungsverordnung 
zum Bundespersonalgcsetz, nach der Bundesbeamtc in 
der Öffentlichkeit nicht als aktive Anhänger einer bestimm- 
ten politischen Partei hervortreten dürfen, von sich aus 
aufzuheben oder w enigstens ihre praktische Nichtanwen- 
dung zuzusichern, so w eit es sich um die politische Be- 
tätigung von Bundesbeamten auf der kommunalen 
Ebene handelt? 

3. Abgeordneter Warum gibt der Bundesminister für Wobnungsbau eine 

Wirths Fachzeitschrift unter dem Titel „Das Bundes-Baublatt” 

und der Bundesminister der Finanzen eine Fachzeit- 
schrift unter dem Titel „Die Bauverwaltung” heraus? 

Halten die Herren Minister eine weitere Zersplitterung 
auf dem Gebiete des l^achschriftenwesens für richtig, 
und konnten sie niclit, falls die Notwendigkeit für eine 
neue Fachschrift von beiden Ministern erkannt wurde, 
zusammen eine herausgeben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
die Existenz unserer Landwirtschaft und Ernährung be- 
drohende weitere Landbeschlagnahmung für militäri- 
sche Zweike in Rheinland-Pfalz, aber insbesondere in 
den Kreisen Rockenhausen, Kusel, Kaiserslautern, Berg- 
zabern, Birken feld, Pirmasens, Zweibrücken, Wittlidi und 
Bitburg zu verhindern? 

Wie hoch ist der bisher in diesen Gebieten angerichtete 
Schaden, welche Summe wurde bisher an die Geschä- 
digten ausgezahlt, und bis wann gedenkt die Bundes- 
regierung alle Betrofienen restlos zu entschädigen? 


4. Abgeordneter 

Niebergall 
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T). Abgeordneter 

Niebergall 


6. Abgeordneter 
Paul (Württbg.) 

7. Abgeordneter 
Freidhof 


8. Abgeordneter 

l)r. Arndt 

9. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


10. Abgeordneter 

Morgenthaler 


1 1 . Abgeordneter 

Morgenthaler 


12. Abgeordnete 
Frau Dr. Weber 

(Essen) 


13. Abgeordnete 
Frau Dr. Weber 

(Essen) 


Sind dem Bundesminister für Wohnungsbau die unge- 
heuerlichen Zustände auf dem Gebiet des Wohnungs-, 
Schul- und Kanalisatioiis Wesens in der großen Siedlung 
Weisenheim, Kreis Neustadt/Rheinland-Pfalz, bekannt? 
Was gedenkt der Herr Bundesminister zu tun, um diese 
unmenschlichen Zustände zu beseitigen? 

Warum ist das Kuratorium der Bundesanstalt für Heimat- 
dienst noch nicht einberufen worden? 

Welche Maßnahmen gedenkt der Flerr Bundesminister 
für Verkehr zu ergreifen, um die Durchfahrt unter der 
von deutschen Einheiten gesprengten Eisenbahnhrüeke 
Frieda - Talbrücke zwischen den Stationen Schwebda 
und Geismar soweit zu siciiern und zu erhöhen, daß 
die Landwirte auch mit beladenen Erntewagen die 
Brücke passieren können? 

Aus welchen Gründen wurde der Referent für Ver- 
fassungsschutz, Dr. Karl Sauer, beurlaubt? 

Darf die Deutsche Bundespost keine internationalen 
Rückporto-Scheine ausgeben, obgleich sic selbst diese 
Scheine einlösen muß? Warum? 

Aus welchen Gründen hat sich die Auszahlung der von 
den zuständigen Stellen festgesetzten Entschädigungs- 
beträge für Besatzungsverdrängte und Besatzungsge- 
schädigte in zahlreichen Fällen verzögert, und welche 
Maßnahmen sind beabsichtigt, um die alsbaldige Aus- 
zahlung zuerkannter Entschädigungen zu gewährleisten? 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unter- 
nommen und welche Bemühungen wird sie unternehmen, 
um die deutsdie Sprache insbesondere im amtlichen 
Verkehr rein zu erhalten und vor Verunstaltungen zu 
schützen? 

Können nicht Gebiete (wie Aachen und Erkelenz), 
die zwangsevakuiert gewesen sind und monatelang 
Schauplatz des unmittelbaren Kriegsgeschehens waren, 
Stundung und Erlaß bei der Investitionshilfe erhalten, 
indem man die bereits festliegenden Merkmale erweitert? 

Kann nicht dem schwergeschädigten Wirtschaftsraum 
von Aachen und Düren eine besondere Hilfe aus dem 
Grenzlandfonds gewährt werden? 



14* Abgeordneter 
Ritzel 


15. Abgeordneter 

Funk 


16. Abgeordneter 
Fisch 


17. Abgeordneter 

Cundelacfa 


Ist dem Herrn Bundeeminister für Verkehr bekannt 

I 

daß die Eisenbahndirektion Frankfurt/Main der Deut- 
schen Bundesbahn die Feldwegübergänge in den Ge- 
markungen Ebersberg^ LaiierbaA und Schönen im Kreis 
Erbach am 1. Juni 1952 in Anrufschranken umgewan- 
delt hat, und was beabsichtigt er zu tun, um für die 
unverzügliche Beseitigung dieses die 1 Landwirtschaft 
schädigenden Zustandes zu sorgen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am Bomben- 
abwurfplatz Sulzheim, Landkreis Gerolzhofen (Unter- 
franken) wiederholt gesundheitliche und wirtschaftliche 
Beeinträchtigungen der Zivilbevölkerung vorgekommen 
sind ? , 

Ist der Bundesregierung außerdem bekannt, daß am 
19. Mai 1952 der Büttnermeister Peter Ruß durch eine 
zu früh ausgelöste Fliegerbombe getfetet wurde? Ist die 
Bundesregierung bereit, die Versorgung der Witwe und 
ihrer vier Kinder im Alter von eins bis fünf Jahren 
sicherzustellen? Besteht die Möglichkeit, den Abwurfplatz, 
der für Düsenflugzeuge viel zu klein ist, aufzuheben? 

Entspricht es den Tatsachen, daß im Mai dieses Jahres 
Dienststellen der amerikanischen Besatzungsmacht von 
einem Tag auf den anderen Bauaufträge in der Höhe 
von ca. 1 Milliarde DM für bisher zu rück gestellte Pro- 
jekte an deutsche Bauunternehmer erteilt haben? 

Hat die Bundesregierung; falls die genannten Meldungen 
zutreflfen, Schritte unternommen, um zu verhind'ern, daß 
die Aufträge, die eine ungeheuerliche zusätzliche Bela- 
stung des deutschen Steuerzahlers bedeuten, ausgeführt 
werden? 

Hat die Bundesregierung irgendwelche anderen Schritte 
unternommen, um zu verhindern, daß einzelne Bauunter- 
nehmer sich an solchen Kriegskonjunktur-Gewinnen in 
provozierender Weise bereichern? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Post- und Fernmelde- 
wesen bekannt, daß auf der Zahlstelle der Bundespost 
für Rentenauszahlung im Bezirk Hamburg-Harburg un- 
haltbare Zustände bestehen, indem die Auszahlungen 
in einem völlig ungeeigneten Raum erfolgen und die_ 
Rentenempfänger bis zu U/s Stunden zum Teil auf der 
Straße in einer Schlange stehen müssen, wobei alte Per- 
sonen wiederholt zusammengebrochen sind? Was gedenkt 
der Herr Minister zur Änderung dieses Zustandes zu 
unternehmen ? 



18. Abgeordneter - Trifft es zu, daß einem gewissen Peter Lüt8€fae§r<lör «idb 
Müller (Frankfurt) Bund es Vorsitzender des sogenannten BVN (Bund der 

Verfolgten des Naziregimes) nennt, und der der Untreue 
und des Betrugs beziditigt wird, von dem Bundes- 
kanzler und anderen Mitgliedern der Bundesregierung 
bnanzielle Unterstützung zugesagt worden ist? Welche 
Beträge hat dieser Lütscbes, sef es direkt oder indirekt, 
aus Mitteln der Bundesregierung für sich bzw. den so- 
genannten BVN erhalten? 

1 9. Abgeordneter Ist der Entwurf eines neuen Heilpraktikergesetzes, um 

Amholz dessen beschleunigte Vorlegung der Bundestag in seiner 

Sitzung vom 15. Dezember 1950 einstimmig ersucht hat, 
nocl^ immer nidit fertiggestellt, und wanil ist mit sei- 
ner Einbringung zu rechnen? 

^ Ist dem Herrn Bundesminister des Innern bekannt, daß 
kürzlich in einem westfälischen Kindergarten 20 Kinder 
mit Tbc infiziert wurden, so daß das Kreisgesundheits- 
amt für mehrere Kinder Heilkuren einleiten mußte? 

Hält der Herr Minister die bestehenden Vorschriften 
für ausreichend, um die Wiederholung solcher, Gesund- 
heit und Leben der Kinder gefährdenden Vorkomm- 
nisse zu verhindern? 

Entspricht die auf einer Pressekonferenz in Frank- 
furt/Main am 26. Mai 1952 von einem Sprecher des Bundes 
deutscher Jugend abgegebene Erklärung den Tatsachen, 
daß das Pfingsttreffen dieser faschistischen Organisation 
vom Bundeskanzleramt, vom Bundesinnenministerium 
und dem Ministerium für gesamtdeutsche Fragen finan- 
ziell unterstützt wurde? 


21. Abgeordneter 
Fisch 


20. Abgeordneter 

Arnholz 


Bonn, den 20> Juni 1952 



